
Freie Wähler Remseck a.N.
- Gemeinderatsfraktion -

Fragen und Anträge zum Entwurf des Haushaltsplans 2020

Vorbemerkung:

Anregungen zur Darstellung, leichteren Lesbarkeit und besseren 
Übersichtlichkeit des Haushaltsplans:

1. Einheitlicher Wertmaßstab mit einheitlichen Kommastellen in den 
Erläuterungsteilen

Vorschlag: einheitlich x.xxx Mio. €

Begründung: Innerhalb eines Abschnitts erfolgen häufig unterschiedliche 
Wertangaben x,xxx € / x,x Mio. € / x,xx Mio. € / x,xxx Mio. € / x,xxxx Mio. €

(Vergleich hierzu z.B.: Seite V 50)

2. Einheitlicher Wertmaßstab in den Tabellen

Vorschlag: Einheitlicher Ausweis in €, aber ohne Kommastellen (Cent)

(Vergleiche hierzu z.B.: Seite 4 Erste Zahlenspalte mit Kommastellen und die 
weiteren Spalten ohne Kommastellen.)

3. Im Erläuterungsteil bei davon-Positionen die wesentlichen Positionen nennen, 
wenn sie den Gesamtbetrag überwiegend erklären. Ist dies nicht der Fall, dann 
keine davon-Positionen aufführen. 

4. Keine Trennung der Erläuterungen für das Planjahr 2020 und die Planjahre 
2021- 2023. Der Leser erhält an zwei auseinanderliegenden Stellen 
Informationen zum selben Sachverhalt und muss für den Gesamtüberblick sich 
dies zusammentragen.
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Wir bitten die Verwaltung um Auskunft zu folgenden Fragen:

1. Wie soll in den Haushaltsjahren 2021 bis 2023 die Reduzierung der 
Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen konkret umgesetzt werden? 

Begründung:

Der Haushaltsplan sieht für 2020 einen Anstieg der Sach- und Dienstleistungen 
um 1,2 Mio € vor. Für den Finanzplanungszeitraum von 2021 bis 2023 geht man 
von deutlichen Reduzierungen aus, im Jahr 2023 um rund 3 Mio € im Vergleich 
zu 2020. Das würde rund 25% des Gesamtaufwandes entsprechen. Die Freie 
Wähler-Fraktion erkennt diese Spielräume im Planwerk nicht und bittet um 
Erläuterungen durch die Verwaltung. Unsere Fraktion wird insbesondere die 
Reduzierung der Kosten für externe Planungen, die durch die Schaffung von 
zwei neuen Stellen möglich werden, im Auge behalten.

Mit einer zusammenfassenden Beantwortung der Frage wären wir einverstanden,
eine genaue Detaillierung ist für uns nicht notwendig.

     

2. Wie können eventuelle Ausfälle bei den eingeplanten Grundstückserlösen 
kompensiert werden? Hat die Verwaltung hierfür einen „Plan B“?

Begründung:

Das Planwerk enthält im Finanzplanungszeitraum auf der Einnahmenseite 
Grundstückserlöse – überwiegend aus geplanten Neubaugebieten – in Höhe von
rund 51 Mio €. Alle Erfahrungen der jüngeren Vergangenheit nähren bei der Freie
Wähler-Fraktion Zweifel an der Realisierbarkeit dieser Planungen. Deshalb 
halten wir einen „Plan B“ für erforderlich, der eine Reaktion auf Ausfälle oder 
zeitliche Verzögerungen bei diesen Einnahmen vorsieht. Dies könnte z. B. eine 
Priorisierung auf der Ausgabenseite oder eine Erhöhung der Kreditaufnahme 
sein. Auch die parallele Vorbereitung anderer geplanter Baugebiete (z.B. 
Bachäcker/Strümpfeläcker in Aldingen) könnten wir uns dabei vorstellen.

3. Wann werden dem Gemeinderat die Pläne für die Markierungen bzw. die 
Umbaumaßnahmen an der Schiff-Kreuzung vorgestellt?

Begründung:

Im Haushaltsjahr 2019 waren für diese Maßnahme Mittel eingeplant und die 
Umsetzung in 2019 war avisiert worden. Um eine Einhaltung der Tempo 20-
Beschränkung zu erreichen, halten wir Maßnahmen für dringend erforderlich.
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4. Wann wird der Gemeinderat über die Ergebnisse der Verkehrszählungen im 
Stadtteil Aldingen, insbesondere auf der Wehrbrücke, informiert? 

Begründung:

Zur Auswirkung des Lkw-Durchfahrverbotes und auch zur Einschätzung des 
Schleichverkehrs über die Wehrbrücke waren im Jahr 2019 Verkehrszählungen 
geplant. Wir bitten um baldige Information über die Ergebnisse. 

 

5. Wir bitten um Informationen zur geplanten Sanierung der Wehrbrücke. 

Begründung:

Laut Haushaltsplan (S. V 29) sind für die Jahre 2021 bis 2023 rund 1 Mio. € 
städtische Mittel für die Sanierung der Wehrbrücke vorgesehen. Uns stellen sich 
in diesem Zusammenhang folgende Fragen:

- Wie ist der Bauablauf geplant?

- Wird es eine Vollsperrung geben und wenn ja, für wie lange?

- Wer ist der Maßnahmenträger?

- Wofür ist ein städtischer Kostenanteil vorgesehen?

6. Wo und warum will die Stadtverwaltung in den Breitbandausbau 
investieren?

Begründung:

Für Investitionen in den Breitbandausbau sind 250 T€ vorgesehen (S. V 47). Uns 
war bisher nicht bekannt, dass aus städtischen Mitteln neben den Kosten der 
Planungen auch Investitionen abgedeckt werden sollen.

7. Wie weit sind die Pläne zur Unterbringung des DRK gediehen?

Begründung:

Auf den gemeinsamen Antrag aller Fraktionen zum Haushalt 2019 hatte die 
Verwaltung mitgeteilt, dass der Gemeinderat im Jahr 2020 über die Ergebnisse 
der Untersuchungen informiert werden soll. Gibt es bereits erste Erkenntnisse 
bezüglich eines favorisierten Standortes?

8. Ist die Verwaltung bereit, erneut die Einrichtung einer 
Grundbucheinsichtsstelle zu prüfen? 

Begründung:

Auf eine Anfrage der Freie Wähler-Fraktion vom 06.03.2017 hat die Verwaltung 
am 20.02.2018 schriftlich mitgeteilt, dass sie von der Einrichtung dieses 
Bürgerservices bei der Stadt Remseck abrät.
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Eine neue Situation ist jetzt dadurch entstanden, dass ab 01.01.2020 die 
Gebühren für die Grundbucheinsicht bei den kommunalen 
Grundbucheinsichtsstellen nicht mehr dem Land zustehen, sondern bei den 
Kommunen verbleiben. Im übrigen hatten Mitte des Jahres 2019 bereits 831 der 
rund 1100 Kommunen (darunter z.B. auch die Nachbarkommune Affalterbach) 
eine Grundbucheinsichtsstelle eingerichtet. Auch der Gemeindetag ist der 
Meinung, dass eine Einsichtstelle vor Ort für die Bürger wichtig ist. Die Freie 
Wähler-Fraktion würde eine Grundbucheinsichtsstelle im neuen Rathaus sehr 
begrüßen.

9. Geht die Verwaltung davon aus, dass ab 2021 keine Zuschüsse mehr an den
SVR (Sportvereine in Remseck) erforderlich sind?

Begründung:

Beim Konto 42.10 (Förderung des Sports), Zeile 17 (S. 404) sind ab 2021 die 
Transferaufwendungen um 39 T€ reduziert. Wir interpretieren das so, dass hier 
von der Verwaltung auf die Einplanung weiterer Zuschüsse an den SVR 
verzichtet wurde. Wir wissen, dass dies der aktuellen Beschlusslage des 
Gremiums entspricht, gehen aber davon aus, dass der Ansatz unrealistisch ist. 
Aus Kontakten mit dem SVR wissen wir, dass der Verein zwar für seine internen 
Angelegenheiten eine immer höhere Kostendeckung erreicht, für die 
Kooperationsprojekte mit Schulen usw. aber auch längerfristig eine finanzielle 
Unterstützung durch die Stadt benötigen wird.

Wir bitten die Verwaltung, hierzu zeitnah Gespräche mit dem SVR aufzunehmen.

10. Welcher Kostenaufwand ist für die Digitalisierung an Schulen zu erwarten?

Begründung:

Für 2020 und 2021 erwartet die Verwaltung staatliche Zuschüsse für die 
Digitalisierung an Schulen in Höhe von 1,033 Mio € (S. V 20). Wir möchten 
wissen, wie hoch der Gesamtaufwand der Maßnahmen nach heutigem 
Erkenntnisstand eingeschätzt wird.

11. Warum sollen die Gebühren für Kitas und Kernzeit zum 01.09.2020 
unterschiedlich stark erhöht werden?
 

Begründung:

Die Verwaltung plant offenbar (S. V 21) die Gebühren für die Ü3-Kinder um 3 %, 
die Gebühren für die Kernzeitbetreuung aber um 5 % zu erhöhen. Im Vorgriff auf 
eine anstehende Beratung der Gebühren im ABFS und im Gemeinderat wollen 
wir diese Frage bereits jetzt aufwerfen.
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12. Welche Nutzung ist für das „Alte Rathaus“ in Neckarrems in Zukunft 
angedacht?
 

Begründung:

Nach dem Auszug der Diakoniestation in ihr neues Domizil stellt sich uns die 
Frage, welche Nutzung künftig für das alte Rathaus zweckmäßig wäre. 

13. Sind die eingeplanten Mittel für die Dachsanierungen bei der Realschule 
und beim Lise-Meitner-Gymnasium ausreichend? 
 

Begründung:

Aufgrund einer Ortsbesichtigung unserer Fraktion bei der Realschule Remseck 
konnten wir uns von den Mängeln in der Abdichtung des Flachdaches ein Bild 
machen. Auf Grund dieses Eindruckes haben wir Zweifel, dass der eingestellte 
Betrag von 200 T€ Realschule (2 Bereiche) und 100 T€ Lise-Meitner-Gymnasium
(Teilbereich) für eine nachhaltige Komplettsanierung ausreicht.

14. Sieht die Verwaltung die Möglichkeit, für den öffentlichen Kinderspielplatz 
im Gebiet „Nördlich Brunnenstraße“ eine Mitfinanzierung durch Bauträger 
zu erreichen? 
 

Begründung:

Eine Neuregelung der LBO lässt es wieder zu, dass Bauträger von 
Mehrfamilienhäusern von der Anlage privater Spielflächen befreit werden, wenn 
sich in unmittelbarer Nähe ein öffentlicher Spielplatz befindet. Eine finanzielle 
Beteiligung der Bauträger an den Kosten wäre in dieser Situation angebracht.

15. Welchen Stand hat die Umstellung der Straßenbeleuchtung auf LED-
Technik bis Ende 2020 voraussichtlich erreicht?
 

Begründung:

Nachdem offenbar die Förderung des Bundes für die LED-Umstellung in Zukunft 
wegfällt, muss es das Ziel der Stadt sein, die Umstellung auf LED weitgehend mit
staatlicher Förderung durchzuführen. Der Haushalt sieht dafür einen Betrag von 
120 T€ vor (S. V 29).

16. Welchen Anlass und welche Ziele gibt es für eine 
Organisationsuntersuchung der Technischen Dienste? 
 

Begründung:

Im Haushalt sind für eine solche Untersuchung 35 T€ eingeplant (S. V 30). Wir 
bitten um Informationen zu Anlass und Ziel dieser Untersuchung.
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17. Sind Mittel für eine Katastervermessung im Regental eingeplant? 
 

Begründung:

Vor mehr als 10 Jahren wurde im Regental mit Umsetzung einer 
naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahme der Regentalgraben verlegt, eine 
Teilfläche aufgeforstet und die verbliebenen landwirtschaftlichen Flächen neu 
zugeschnitten. Im Liegenschaftskataster – und damit auch im Grundbuch – ist 
allerdings noch der Flurstückszuschnitt von vor Beginn der Umgestaltung 
abgebildet. Aus Gründen der Rechtssicherheit halten wir eine 
Katastervermessung für erforderlich.

18. Ist der Verwaltung bekannt oder kann die Verwaltung in Erfahrung bringen,
wie viele Einwohnerinnen und Einwohner Remsecks Wohngeld beziehen 
bzw. einen Wohnberechtigungsschein haben?
 

Begründung:

Die angefragten Informationen werden unserer Meinung nach benötigt, um eine 
realistische Basis für die Planungen des sozialen Wohnungsbaues zu haben. 
Dazu sind auch die Haushaltsgrößen der Berechtigten eine wichtige 
Zusatzinformation.

19. Ist es nicht sinnvoll, in 2021 anstelle einer stationären Anlage zur 
Geschwindigkeitsüberwachung eine mobile Anlage zu beschaffen?
 

Begründung:

Eine Reihe von Kommunen im Umkreis haben – so wie auch die Stadt Remseck 
– in 2019 testweise die in einem Anhänger untergebrachte mobile 
Überwachungsanlage getestet; mehrere Kommunen haben sich auf Grund der 
Tests bereits zur Beschaffung der Anhängerlösung entschieden. Wir würden 
diesen Weg auch für Remseck bevorzugen.

20. Wie soll die „Parkraumgestaltung“ an der Haltestelle „Hornbach“ konkret 
umgesetzt werden? 
 

Begründung:

Für die im Grundsatz vom Gemeinderat beschlossene und mit dem Verband 
Region Stuttgart abgestimmte Maßnahme sieht die Finanzplanung in 2021/22 
Investitionsmittel in Höhe von rund 2 Mio € vor (S. V 49). Wir möchten gerne 
wissen, was konkret geplant ist.

21. Warum wird der Zuschuss für die NABU-Ortsgruppe Remseck mehr als 
verdoppelt?
 

Begründung:

Seite 6



Auf S. 725 weist der Plan eine Erhöhung des Vereinszuschusses von 300 auf 
700 € aus. Wir hinterfragen dies weniger wegen der Höhe des Betrages als 
wegen der allseits bekannten Diskussionen in der Vergangenheit, was das 
Zusammenwirken der benachbarten Ortsgruppen betrifft. 

22. Wir bitten um Erläuterung zur geplanten Bezuschussung der TIAGR in 
Höhe von 30 T€ (S. 727)
 

Begründung:

Wir gehen davon aus, dass es ich bei der Tagesbetreuung um die Einrichtungen 
in Pattonville handelt. Falls das zutrifft, fragen wir uns, warum die 
Bezuschussung nicht im Haushalt des Zweckverbands geregelt wird.

23. Was konkret verbirgt sich hinter dem 3 T€-Zuschuss zur 
Wirtschaftsförderung?
 

Begründung:

Der Betrag wird auf S. 727 für das Haushaltsjahr 2020 ausgewiesen.

24. Kann bei den Budgets für Schulen und anderer Einrichtungen neben den 
geplanten Zuweisungen auch der bei den Einrichtungen angesparte 
Bestand an Mitteln dargestellt werden?
 

Begründung:

In früheren Jahren wurde der Gemeinderat auch über den angesparten 
Mittelbestand informiert, im aktuellen Planwerk haben wir dazu keine Information 
gefunden. Wir halten diese aber für die Gewinnung eines umfassenden 
Eindruckes für erforderlich.

25. Wäre es nicht sinnvoll, die Bootsanlegestelle der Neckar-
Personenschifffahrt auf die rechte Neckarseite zum Marktplatz zu verlegen?

 

Begründung:

Für Reparaturmaßnahmen an der Anlegestelle Neckargröningen sind 300 T€ 
eingeplant (S V 26). Wir wünschen uns eine Prüfung, ob diese Mittel nicht besser
für eine Verlegung der Anlegestelle zum neuen Marktplatz eingesetzt werden 
sollten. Hinzu kommt, dass ohnehin beim Marktplatz das Neckarufer neu 
gestaltet werden muss und dabei die Integration der Anlagestelle von vornherein 
berücksichtigt werden könnte. Und unzweifelhaft wäre die Anlagestelle beim 
Marktplatz für die Passagiere der Neckarschiffe der deutlich attraktivere Platz.
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26. Wo ist die Umstellung des Feuerwehrfunks auf Digitalfunk finanziert? 
 

Begründung:

Nach unserer Kenntnis soll die Umstellung auf ein digitales Funksystem bei der 
Feuerwehr im Jahr 2020 erfolgen. Wir bitten auch um Mitteilung der hierfür 
erwarteten Kosten.

27. Was müssen wir uns unter „Untersuchung Grundwassersystem im 
Stadtteil Neckargröningen“ vorstellen?
Warum ist die Maßnahme bei den Stadtwerken und nicht bei der 
Abwasserbeseitigung ausgewiesen?
 

Begründung:

Im Wirtschaftsplan der Stadtwerke ist ein Betrag in Höhe von 50 T€ für die 
„Untersuchung Grundwassersystem im Stadtteil Neckargröningen“ eingeplant. 
Nach unserer Kenntnis müsste es sich dabei um einen Teilaspekt der 
Rückstauproblematik im Bereich der Wasenstraße handeln.

28. Warum erbringt die Betriebssparte Solarstrom in 2020 und den drei 
Folgejahren jeweils negative Ergebnisse?
Welche Konsequenzen sind daraus zu ziehen?
 

Begründung:

Der Teilergebnishaushalt für die städtischen PV-Anlagen zeigt in diesem und den
folgenden drei Jahren Verluste zwischen rund 7 T€ und rund 19T€ auf ( S. 872). 
Dies sollte Anlass für eine grundsätzliche Diskussion im Betriebsausschuss sein.

29. Warum werden für die Personalkosten (2019: 19,1 Mio. € / 2020: 20,9 Mio. €)
2021 nicht 22,1 Mio. €, sondern 21,8 Mio. € angesetzt?

Begründung:

Die Personalkosten stellen für den Haushalt den wesentlichen Kostenfaktor dar. 
Nach Vorab-Beschluss des Stellenplans sehen die Freien Wähler jetzt die 
personellen Voraussetzungen für eine effiziente Verwaltungstätigkeit im 
Planungszeitraum bis 2023 als gegeben an. 

Auf Seite V 26 werden auf der Basis des vorab beschlossenen Stellenplans 
2020 bei Vollbesetzung und Berücksichtigung von Besoldungs- und 
Tariferhöhungen Personalkosten für 2020 in Höhe 22,1 Mio. € errechnet. Warum
wird dieser Wert nicht für 2021 angesetzt bzw. wodurch lässt sich die 
Reduzierung um ca. 0,3 Mio. € begründen? 
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Wir beantragen:

1. Die Verwaltung lässt prüfen, ob für die Versorgung des „Campus Aldingen“ 
mit Wärme die Energiegewinnung aus dem Abwasserkanal zum Klärwerk 
Stuttgart eine wirtschaftlich sinnvolle Alternative darstellt.  

Begründung: 
Wir gehen davon aus, dass mit den in den nächsten Jahren anstehenden 
Umbaumaßnehmen am Campus Aldingen (Umbau und Erweiterung der 
Schulen, Ersatzbau für die Gemeindehalle Aldingen usw.) auch eine 
Neukonzeption der energetischen Versorgung dieser Gebäude verbunden 
sein wird.
Wir wissen aus Erfahrungen anderer Kommunen (z.B. der Stadt Wangen im 
Allgäu), dass es sowohl wirtschaftlich sinnvoll als auch ökologisch vorteilhaft 
sein kann, Wärme aus Abwässern zurück zu gewinnen. 

Durch die räumliche Nähe des Campus Aldingen zur Abwasserleitung von 
Remseck zum Klärwerk Stuttgart drängt sich deshalb für uns eine Prüfung 
dieser Lösung als Alternative der Wärmegewinnung auf; die große Menge des
nutzbaren Abwassers von mehr als 20.000 Einwohnern unterstreicht diese 
Einschätzung.

2. Die Verwaltung überprüft das Gemeindegebiet mit dem Ziel, Flächen für die 
Pflanzung von Bäumen zu identifizieren und sich an der Klimaschutzaktion 
des Gemeindetags „1.000 Bäume für 1.000 Kommunen“ zu beteiligen.

Begründung: 

Remseck am Neckar ist eine der waldärmsten Kommunen im Landkreis 
Ludwigsburg, dem waldärmsten Landkreis in Baden-Württemberg. Um so 
wichtiger ist es mit Blick auf den sich abzeichnenden Klimawandel, zur 
Speicherung von CO2, aber auch zur Steigerung des Erholungswertes unserer 
Landschaft, weitere Baumpflanzungen vorzunehmen.

Wir erinnern an die Aufforstungsmaßnahme in Regental, die auf eine Initiative 
unserer Fraktion zurückgeht und bei der vor 10 Jahren 3.700 kleine 
Waldbäumchen gepflanzt wurden.

Wir stellen uns bei der jetzt beantragten Prüfung allerdings keine flächenhafte 
Maßnahme vor, sondern eher die Nutzung von Rest- oder Randflächen, die nicht 
in Konkurrenz mit der landwirtschaftlichen Nutzung stehen. Auch bitten wir zu 
prüfen, ob im Rahmen dieser Aktion gezielt Ersatzpflanzungen auf Standorten 
sinnvoll sind, auf denen durch Baumkrankheiten wie das Eschentriebsterben 
massive Ausfälle im Baumbestand zu beklagen sind.
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3. Die Stadt Remseck treibt im Rahmen des Konzeptes „Stadtbahn im 
Landkreis Ludwigsburg“ insbesondere die Teilmaßnahme „Verlängerung 
der Stadtbahnlinie U 14 nach Pattonville“ voran. 

Begründung: 

Wir möchten mit einem solchen Gemeinderatsbeschluss die Verwaltung 
autorisieren und beauftragen, sich in den entsprechenden Gremien auf 
Landkreisebene für eine Priorisierung der Teilmaßnahme „Verlängerung der U 
14“ einzusetzen.

Anlass für diesen Antrag ist unsere Beobachtung, dass einerseits in der Stadt 
Ludwigsburg nach der Neuwahl des OB die Debatte um die Busbeschleunigung 
neu beginnt und dass andererseits eine Konzentration der Planungsbeteiligten 
auf die „Markgröninger Bahn“ stattfindet. Daraus entwickelt sich bei uns die 
Sorge, dass dabei die U 14-Verlängerung in Vergessenheit gerät; und genau das
gilt es nach unserer Meinung zu verhindern.

4. Es wird überprüft, ob es möglich und sinnvoll ist, am Standort des 
Rathauses in Neckargröningen eine Pflegeeinrichtung für Senioren 
verbunden mit betreutem Wohnen zu errichten.

Begründung: 

In Weiterverfolgung des Konzeptes der dezentralen Platzierung von 
Seniorenwohn- und Betreuungsanlagen bietet es sich an, den Stadtteil 
Neckargröningen in den Blick zu nehmen, auch weil mit der künftigen 
Wohnbebauung in der Neuen Mitte dort ein beträchtlicher Einwohnerzuwachs zu 
erwarten ist.

Da der im nächsten Jahr frei werdende Standort des früheren Neckargröninger 
Rathauses von seiner Lage und seiner Grundstücksfläche her geeignet 
erscheint, sollte die Chance zur Nutzung des Areals für den genannten Zweck 
nicht ungenutzt gelassen werden.

Neben der Klärung mit dem Landratsamt zum Kreispflegeplan wünschen wir uns 
mit diesem Antrag insbesondere, dass die Verwaltung Gespräche mit Investoren 
führt, die an einer Realisierung Interesse haben.

5. Die Verwaltung erarbeitet eine längerfristige Finanzprognose, um die 
finanziellen Spielräume der Stadt Remseck am Neckar für die Zukunft 
besser beurteilen zu können.

Eine gemeinderätliche Arbeitsgruppe wird an der Erarbeitung der 
Finanzprognose beteiligt. Eventuell können auch externe Finanzexperten 
zugezogen werden.

Die Finanzprognose wird rechtzeitig vor der Beratung des Haushaltsplanes 
2021 dem Gemeinderat zur Beratung vorgelegt.

Begründung: 
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Die Freie Wähler-Fraktion hatte eine solche längerfristige Prognose bereits in 
den Haushaltsjahren 2018 und 2019 beantragt und dafür die Zustimmung des 
Gemeinderates und entsprechende Zusagen der Verwaltung erhalten.

Wir bedanken uns ausdrücklich dafür, dass die Verwaltung dem neu gewählten 
Gemeinderat bei der Klausurtagung im Herbst 2019 eine Übersicht über die bis 
2025 geplanten Investitionen mit Darstellung der Ausgaben und Einnahmen 
vorgestellt hat.

Was uns jedoch nach wie vor fehlt, ist die Umsetzung dieser Planungen in eine 
längerfristige Finanzprognose, in welcher beispielsweise die Entwicklung der 
Abschreibungsbeträge und die Möglichkeiten zur Erwirtschaftung dieser Beträge 
dargestellt sind. 

Auch hat der Kämmerer bei der Einbringung des Haushalts deutlich 
unterstrichen, dass der Spielraum für die Aufnahme weitere Kredite begrenzt ist. 

Wir weisen darauf hin, dass die Verwaltung bereits in ihrer schriftlichen Antwort 
auf unserem Antrag zum Haushalt 2019 mitgeteilt hat, dass sie „dabei ist, eine 
konkrete erweiterte Finanzplanung bzw. ein erweitertes Investitionsprogramm in 
komprimierter Form bis zum Jahr 2030 zu erstellen.“ 

Die Einbeziehung einer Arbeitsgruppe des Gemeinderates mit Vertretern der 
Fraktionen halten wir für hilfreich, weil wir davon ausgehen, dass es bei der 
längerfristigen Prognose zwangsläufig notwendig werden wird, Projekte, die noch
nicht in der aktuellen Finanzplanung enthalten sind, zu bewerten und zu 
priorisieren (z.B. weitere Kitas, Campus Aldingen, Westrandbrücke und 
Westrandstraße, Sanierung Bürgerhalle).

Um verantwortungsvoll einen Haushalt für das Jahr 2021 samt Finanzplanung bis
2024 aufstellen zu können, halten wir die Ergebnisse der beantragten 
Finanzprognose für zwingend erforderlich.

Remseck am Neckar, den 11. Januar 2020

Thomas Buhl Isabel Eisterhues
Peter Großmann Jens Kadenbach
Thomas Leutenecker Rainer Plessing
Gerhard Waldbauer

Seite 11


